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S I T Z U N G S V O R L A G E 
B 2009/610/1674 

 
 

Fachbereich/Aktenzeichen Datum öffentlich 
 
Fach- / Servicedienst Planung und 
Stadtentwicklung 
610/BP-105 

 
11.11.2009 

 
 
 
 

Inga Nordalm 

 
 
 

Beratungsfolge Termin 

 Ausschuss für Planung und Verkehr 30.11.2009 

 Rat 07.12.2009 
 
 
 

Bebauungsplan Nr. 108  "Betriebsentwicklung Warnecke"  
A) Entscheidungen zu den Anregungen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit 
B) Entscheidungen über Anregungen der benachbarten Gemeinden, der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §§ 2 Abs. 2 und 4 Abs. 1 BauGB 
C) Beschluss zur öffentlichen Auslegung 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Siehe Einzelbeschlüsse im Sachverhalt. 
 
  
Maßnahme aus dem Stadtentwicklungskonzept 2015+  
 
Nein 
 
 
Sachverhalt: 
 
Der Rat der Stadt Oelde hat in seiner Sitzung vom 30. März 2009 beschlossen, dem Antrag auf 
Aufstellung eines Bebauungsplanes sowie auf Einleitung des Verfahrens zur 11. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Firma Fritz Warnecke GmbH zu entsprechen. 
 
Die Firma Fritz Warnecke GmbH ist ein zertifiziertes Fachunternehmen der Recycling- und 
Entsorgungswirtschaft, das im Jahr 1920 gegründet wurde. Das Unternehmen hat in Oelde seinen 
Sitz an der Ennigerloher Straße und betreibt dort Anlagen zur Lagerung und zur Behandlung von 
Eisen- und Nichteisenmetallen, einschließlich Autowracks. 
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Das südliche Firmengelände befindet sich im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 5 „Ennigerloher 
Straße“. Der nördliche Teil liegt in einem unbeplanten Innenbereich, der früher durch die Bahn 
genutzt wurde. Die Situation ist durch eine Gemengelage aus Gewerbe, Dienstleistung und 
Wohnen charakterisiert.  
 
Der Betrieb des Firmengeländes ist geräuschintensiv, so dass der Eigentümer ein Konzept zur 
Sicherung und zur Verbesserung des Betriebsstandortes hat erarbeiten lassen. Ziel ist es, zum 
einen die Lärmsituation zu verbessern und die umliegenden Gebäude vor den Emissionen, die 
durch den Betriebsablauf verursacht werden, zu schützen. Zum anderen sollen die Betriebsabläufe 
auf dem vergrößerten Gelände neu organisiert und durch den Bau einer Halle entlang der 
Bahngleise optimiert werden. Zudem ist vorgesehen, eine Lärmschutzwand zur Abschirmung des 
Betriebes zu errichten. 
 
Zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde die frühzeitige Beteiligung im Zuge des Verfahrens 
durchgeführt. 
 
 
A) Entscheidungen zu den Anregungen der Öffentlichkeit: 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 108 
„Betriebsentwicklung Warnecke“ der Stadt Oelde erfolgte in der Zeit vom 03. September 2009 bis 
17. September 2009. In dem Zeitraum sind von der Öffentlichkeit keine Äußerungen vorgetragen 
worden. 
 
Darüber hinaus hat am 03. September 2009 um 18.00 Uhr, im Rathaus der Stadt Oelde – Großer 
Ratssaal – eine Bürgerversammlung stattgefunden. Es wurden in der Sitzung eine Reihe von 
Fragen gestellt, die in der Veranstaltung beantwortet wurden. Es wird auf das nachfolgende 
Protokoll verwiesen. 
 
Niederschrift über die Beteiligung der Öffentlichkeit / Bürgerversammlung gem. § 3 (1) BauGB für die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 108 „Betriebsentwicklung Warnecke“ und die 11. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Oelde am Donnerstag, den 03. September 2009 um 18.00 Uhr, 
im Rathaus der Stadt Oelde – Großer Ratssaal – Ratsstiege 1, 59302 Oelde 
 
Beginn:  18.05 Uhr 
Ende:  19.05 Uhr 
 
Anwesend: 
 
von der Verwaltung: 
Frau Nordalm, Leitung F/S Planung und Stadtentwicklung 
Herr Rauch, F/S Planung und Stadtentwicklung 
 
als Gäste: 
Herr Dr. Görisch, Görisch GmbH   für das BImSchG-Verfahren 
Herr Heidelberg, ADU Cologne GmbH  für den Immissionsschutz 
Herr Hilker, Architekturbüro Hilker  für den Hochbau 
Herr Huesmann, Drees & Huesmann ∙ Planer für die Bauleitplanung 
 
 
Bürger lt. Anwesenheitsliste 
 
Frau Nordalm begrüßt die zur Öffentlichkeitsbeteiligung anlässlich der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
108 „Betriebsentwicklung Warnecke“ und der 11. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Oelde 
Erschienenen. Nach der Vorstellung der anwesenden Fachplaner und der Einordnung der Veranstaltung in 
das laufende Bauleitplanverfahren bittet Frau Nordalm Herrn Huesmann um Erläuterung der 
Planungsabsichten. 
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Anhand mehrerer Folien erläutert Herr Huesmann die Planungsinhalte und die Planungsstufen. Dabei wird 
das Standortverbesserungskonzept dargestellt, dass sowohl eine Zukunft für den Schrott verarbeitenden 
Betrieb Warnecke an dem Standort zulässt, als auch die vorhandene Immissionsschutzproblematik 
berücksichtigt und eine Konfliktminderung dafür vorsieht. 
Wesentliche Bestandteile der Bauleitplanung sind Immissionsschutzmaßnahmen auf dem Gelände der Fa. 
Warnecke in Form der Errichtung einer nach Norden hin Lärm abschirmenden 20 m hohen Halle, die 
beidseitig entlang der Bahnstrecke von einer 5 m hohen Lärmschutzwand flankiert werden soll. Zudem sind 
in dem Plangebiet weitere Lärmschutzmaßnahmen nach Osten mit einer 6 m hohen Wand vorgesehen. 
Der Betrieb wird aufgrund seiner Typik und der notwendigen betrieblichen Genehmigung im Rahmen eines 
Verfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz formal in einem Industriegebiet gem. § 9 
Baunutzungsverordnung festgesetzt. Dabei erfolgt eine Nutzungsbeschränkung ausschließlich auf den 
Schrott verarbeitenden Betrieb. Andere gewerbliche Nutzungen werden ausgeschlossen. Unabhängig von 
der Festsetzung sind die im Umfeld des Plangebietes vorhandenen Schutzansprüche des Wohnens zu 
berücksichtigen. Daher ist im Rahmen der Erarbeitung der Planunterlagen ein Gutachten zum 
Immissionsschutz erstellt worden, welches die o. g. Maßnahmen zum Zwecke des Immissionsschutzes 
erbracht hat. Neben den Maßnahmen sind innerhalb des Betriebsgeländes auch organisatorische 
Maßnahmen zur berücksichtigen, die alle das Ziel haben, die lärmintensiven Aktivitäten in den 
Schallschatten der Lärmschutzmaßnahmen zu verbringen. Hierzu gehört auch ein zukünftiger Ausschluss 
von nächtlichem Betriebsverkehr auf der sog. Ladestraße im Norden des Gebietes. 
Die Änderung des Flächennutzungsplanes hat die Wandlung von Flächen für Bahnanlagen im Norden des 
Betriebsgeländes zugunsten gewerblicher Baufläche zum Inhalt. 
 
Nach dem Vortrag stellt Frau Nordalm die vorliegenden Planentwürfe zur Diskussion. In der darauf 
folgenden Diskussion werden folgende Fragen bzw. Anregungen geäußert und folgende Antworten von den 
anwesenden Fachplanern gegeben: 
 
 
Frage / Anregung: Handelt es sich bei der Halle nur um eine Lagerhalle oder ist dort auch die Schrottschere 
zukünftig untergebracht ? 
Antwort: In der Halle ist die Lagerung von Schrottmaterial, vornehmlich der heute unter freiem Himmel 
gelagerten Schrottspäne, vorgesehen. Die Schere soll nicht in die Halle. Die Halle wirkt aber 
lärmabschirmend gegenüber der Schere. 
 
 
Frage / Anregung: Frage nach dauerhaften Arbeitsplätzen in der Halle. 
Antwort: In der Halle sind keine nach Arbeitsschutzrecht geltenden dauerhaften Arbeitsplätze vorgesehen. 
Zudem ist die Halle nach Süden geöffnet. Es handelt sich nicht um einen komplett geschlossen umbauten 
Raum. 
 
 
Frage / Anregung: Es wird das Thema Immissionsschutzdiskussion durch Herrn Bundesminister Tiefensee 
angesprochen mit dem Inhalt Gesundheitsgefährdung durch Lärm. 
Antwort: Es wird darauf hingewiesen, dass das Thema Immissionsschutz von Herrn Tiefensee bzgl. der 
Verkehrslärms diskutiert worden ist. Im vorliegenden Fall geht es um anlagenbezogenen Lärm, den es zu 
bewältigen gilt. Dieser ist zu betrachten, obwohl mit der Bahnstrecke hier auch eine verkehrslärmrelevante 
Emissionsquelle vorhanden ist. 
Es wird das Immissionsschutzkonzept der Bauleitplanung erläutert. Dieses hat bei Verwirklichung der 
Maßnahmen eine Minderung der Geräuschimmissionen an den relevanten Immissionsorten nördlich der 
Bahnstrecke / des Plangebietes von „spürbaren“ 5 dB(A) bis 8 dB(A) zur Folge. 
Die Fa. Warnecke hat heute bereits genehmigte Nutzungsrechte. Die Beantwortung des Immissionschutzes 
für die in der Nachbarschaft vorhandene Wohnbebauung kann in diesem Bauleitplanverfahren nur für den 
Betriebsstandort Warnecke erfolgen. Andere Vorbelastungen aus dem gewerblichen Umfeld können in 
diesem Planverfahren nicht geregelt werden. 
Es ist notwendig bei der vorhandenen Situation unter Wahrung der Rechte der Fa. Warnecke und dem 
berechtigten Schutzanspruch der Wohnnutzung, einen Interessenausgleich / eine Konfliktlösung 
herbeizuführen. Die Situation mit einem Nebeneinander von Wohnen und Gewerbe im Sinne einer 
Gemengelage ist bekannt. Wohnen und Gewerbe sind weiterhin nebeneinander in der gewachsenen 
Situation vorhanden und zu berücksichtigen. 
Der Betrieb wird auch nach der Umsetzung der Maßnahmen zu hören sein, jedoch deutlich im Lärm 
gemindert als das heute der Fall ist. 
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Frage / Anregung: Es wird angeregt, die Lärmschutzwand im Osten zu verlängern. 
Antwort: Die Lärmschutzwand ist ausreichend lang dimensioniert. Im Zusammenhang mit den 
Lärmschutzmaßnahmen ist auch eine Neuordnung der Betriebsaktivitäten auf dem Gelände vorgesehen. 
Dieses wird im BImSchG-Genehmigungsverfahren dargelegt. D. h., dort wo keine Lärmschutzwand ist, 
werden auch keine immissionsrelevanten Betriebsaktivitäten mehr stattfinden. 
 
 
Frage / Anregung: Wie sieht die Umsetzung / Überwachung der Schutzmaßnahmen aus ? 
Antwort: Die Maßnahmen zum Immissionsschutz sollen für die Konfliktlösung sorgen bzw. das 
Bauleitplanverfahren ist die Voraussetzung, um eine Konfliktlösung zu erreichen. 
Die Maßnahmen werden und sind mit der zuständigen Überwachungsbehörde beim Kreis Warendorf 
abgestimmt. Die Stadt Oelde ist hierbei nicht die zuständige Ordnungs- und Überwachungsbehörde. 
 
 
Frage / Anregung: Ist eine 20 m hohe gewerbliche Halle in einem Wohngebiet zulässig ? 
Antwort: Es handelt sich bei dem Plangebiet um eine gewerblich genutzte Fläche und nicht um ein 
Wohngebiet. Die Halle ist in einem solchen Gebiet zulässig.  
 
 
Frage / Anregung: Wie werden Schall-Reflexionen der Lärmschutzwand und der Halle gegenüber der 
Bahnstrecke vermieden ? 
Antwort: Die Reflexionen werden durch eine Lamellenkonstruktion an der Wand und eine Efeu-Berankung 
vermieden. Dabei geht es nicht darum, dass die Berankung eine Dämmwirkung hat, sie reicht aber aus, 
Schallreflexionen zu unterbinden. 
 
 
Frage / Anregung: Besteht die Möglichkeit alle lärmintensiven Betriebsteile in der Halle unterzubringen ? 
Antwort: Die Lärmschutzmaßnahmen sind so vorgesehen, dass die Halle und die Wände den 
Schallschatten für die neu zu ordnenden Betriebsaktivitäten bieten. Es geht nicht, die Schere, die Presse 
und die Lagerflächen allesamt in der Halle unterzubringen. 
 
 
Frage / Anregung: Besteht die Möglichkeit, die Wand im Osten höher zu ziehen und die Emissionen der Fa. 
Haver+Boecker nachts (offene Türen / Luken der Halle) zu mindern bzw. müsste nicht eine Wand an den 
Immissionsorten angebracht werden. 
Antwort: Die Wand ist zu weit weg vom Gelände Haver+Boecker, als dass sie hierfür lärmmindernde 
Wirkung erzielen könnte. Die Lärmschutzmaßnahmen müssen immer nah am Emissionsort sein, um effektiv 
zu sein. 
 
 
Frage / Anregung: Gibt es eine Beschränkung der Arbeitszeiten / Betriebszeiten  für das Betriebsgelände 
Warnecke ? 
Antwort: Arbeitszeitbeschränkungen gibt es in den gültigen Genehmigungsbescheiden nicht. Das Konzept 
sieht aber Arbeitszeitbeschränkungen vor, die im BImSchG-Genehmigungsverfahren mit der 
Immissionschutzbehörde beim Kreis Warendorf festgelegt werden. Im Bebauungsplan sind sie aber, da nicht 
städtebaulich relevant, nicht festzusetzen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass auch das dem Bauleitplanverfahren nachfolgende BImSchG-
Genehmigungsverfahren öffentlich durchgeführt wird und weiter der Dialog mit der Nachbarschaft in dem 
Verfahren gesucht wird. 
 
 
Frage / Anregung: Es wird nach dem Zeitraum für die Umsetzung der Maßnahmen gefragt. 
Antwort: Das Bauleitplanverfahren soll unter Berücksichtigung der notwendigen Beteiligungsschritte und 
Beschlüsse im ersten Quartal 2010 abgeschlossen werden. Das BImSchG-Genehmigungsverfahren schließt 
sich dann an. 
Die Maßnahmen sind vor der Ausübung von über die heute bereits genehmigte Nutzung hinausgehenden 
Betriebstätigkeiten durchzuführen. Diese Kopplung ergibt sich aus dem Bebauungsplan. 
 
 
Frage / Anregung: Gibt es die Möglichkeit, den Betrieb Warnecke auszusiedeln ? 
Antwort: Eine Aussiedlung ist wirtschaftlich nicht vertretbar und nicht zu begründen, wenn vor Ort mit 
Immissionsschutzmaßnahmen die relevanten Orientierungs- und Richtwerte eingehalten werden können. 
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Frage / Anregung: Welche Immissionsbelastung ist nach Umsetzung des Konzeptes zu erwarten ? 
Antwort: An den Immissionsorten nördlich der Bahnstrecke sind 58 – 54 dB(A) tags bzw. 35 – 29 dB(A) 
nachts zu erwarten. Immer unter der Berücksichtigung eines nicht vorhandenen Schienenverkehrs und bei 
ausschließlicher Betrachtung der Lärmemissionen der Fa. Warnecke. 
 
 
Frage / Anregung: Wo fällt der Schall an den Immissionsorten wieder runter ? 
Antwort: Bei der Schallausbreitung ist zu berücksichtigen, dass die Immissionen bei zunehmender 
Entfernung abnehmen und zudem Topografie, Widerstände im Gelände und die Windrichtung zu 
berücksichtigen sind. Davon ist abhängig, wo der Schall in Abhängigkeit zu der Schutzmaßnahme wieder 
auftrifft. 
 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, bedankt sich Frau Nordalm bei den Anwesenden und 
beendet die Veranstaltung mit dem Hinweis, dass noch weitere zwei Wochen die Planunterlagen bei der 
Stadt Oelde eingesehen werden können und Äußerungen zu der Planung vorgetragen werden können. 
 
gez. 
Jens-Peter Huesmann 
 
 

Beschluss: 
 
Die Fragen der Öffentlichkeit werden zur Kenntnis genommen. Es wird festgestellt, dass die 
Fragen, soweit sich diese auf die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 108 „Betriebsentwicklung 
Warnecke“ der Stadt Oelde beziehen, in der Versammlung beantwortet werden konnten. 
Auswirkungen auf die Planung ergeben sich nicht. 
 
Darüber hinausgehende Fragen stehen im Zusammenhang mit dem nachfolgenden 
Anlagengenehmigungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz und sind dort weiterer 
Gegenstand der Erörterung. Auch dieses, den kommunalen Bauleitplanverfahren nachfolgende 
Verfahren, wird eine Beteiligung der Öffentlichkeit vorsehen. 
 
 
 
 
 

B) Entscheidung zu den Äußerungen der Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange und der Nachbarkommunen: 
 
Gemäß §§ 2 II und 4 I BauGB sind die Vorentwürfe zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 108 
„Betriebsentwicklung Warnecke“ der Stadt Oelde den benachbarten Gemeinden sowie den 
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange mit Schreiben vom 12. August 2009 per 
Post bzw. per E-Mail-Versand zur Stellungnahme für den Beteiligungszeitraum vom 17. August 
2009 bis 17.September 2009 (einschließlich) vorgelegt worden. 
Nachfolgende benachbarte Gemeinden, Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie 
der Fach- und Servicedienste der Stadt Oelde haben keine Anregungen und Bedenken 
vorgebracht bzw. sich für nicht zuständig erklärt: 
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Institution  Stellungnahme vom  

Gemeinde Langenberg 24.08. / 25.08.2009 

Gemeinde Herzebrock-Clarholz 25.08.2009 

Stadt Beckum 28.08.2009 

Stadt Ennigerloh 15.09.2009 

Stadt Rheda-Wiedenbrück 31.08.2009 

Kreis Gütersloh 20.08.2009 

Bezirksregierung Münster - Luftverkehrsaufsicht 20.08.2009 

Bezirksregierung Münster - Flurbereinigungsbehörde 11.09.2009 

Bezirksregierung Münster – Straßen- und Wegerecht, Dez. 25 24.08.2009 

Bischöfliches Generalvikariat Münster 19.08.2009 

IHK Nord Westfalen 14.09.2009 

Landwirtschaftskammer NRW, Kreisstellen GT, MS, WAF 17.08.2009 

LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle MS 25.08.2009 

LWL-Amt für Denkmalpflege in Westfalen, Münster 21.09.2009 

Handwerkskammer Münster 28.08.2009 

Bundeseisenbahnvermögen, Dienststelle Essen 27.08.2009 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Außenstelle Dortmund 15.09.2009 

Evangelische Kirche von Westfalen - Landeskirchenamt 08.09.2009 

Landesbetrieb Straßenbau NRW – Außenstelle Münster 14.09.2009 

Landesbetrieb Straßenbau NRW – Autobahnamt Hamm 11.09.2009 

Landesbetrieb Wald und Holz NRW, Regionalforstamt 
Münsterland 

16.09.2009 

PLEdoc GmbH, Essen 08.09.2009 

Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, NL Nordwest, Münster 16.09.2009 

RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice, Münster 11.09.2009 

Vereinigte Gas- und Wasserversorgung GmbH 11.09.2009 

Wehrbereichsverwaltung West 25.092009 

Stadt Oelde, SD Liegenschaften / FSD 230 18.08.2009 

Stadt Oelde, FB 3 / FSD Tiefbau und Umwelt 26.08.2009 

Stadt Oelde, FD 600 / FD Bauverwaltung 14.09.2009 

Industrie- und Handelskammer OWL zu Bielefeld 14.08.2009 

Bezirksregierung Detmold - Bezirksplanungsbehörde 20.08.2009 

 
 
 
Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange äußerten Anregungen / Bedenken 
oder Hinweise: 
 

Stellungnahme der Energieversorgung Oelde GmbH (EVO) vom 01.09.2009 in inhaltlicher 
Zusammenfassung: 
 
Im Plangebiet befinden sich Stromversorgungsleitungen (Mittelspannungskabel) der EVO. Diese dürfen 
weder überbaut noch in ihrer Lage verändert werden. 
 

Beschluss: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Leitungstrassen werden in dem Bebauungsplanentwurf mit Leitungsrechten gemäß § 9 I 21 
BauGB gesichert. 
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Stellungnahme der Wasserversorgung Beckum GmbH vom 25.08.2009 in inhaltlicher 
Zusammenfassung: 
 
Hinweis, dass am östlichen Rand des Plangebietes in Nord-Süd-Richtung Trinkwasserleitungen (DN 300 
und DN 200) in der Trasse des Abwasserkanals verlaufen. Die Leitungen queren das Bahngelände und sind 
für die Versorgung der Stadt Oelde wichtig. Eine Überbauung ist zu vermeiden und bei der Gründung der 
Lärmschutzwand ist eine Beschädigung der Leitungen zu vermeiden. 
 

Beschluss: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Leitungstrasse wird in dem Bebauungsplanentwurf mit Leitungsrecht gemäß § 9 I 21 BauGB 
gesichert. 
 
 
 

Stellungnahme der Thyssengas GmbH (auch für RWE AG) vom 17.08.2009 in inhaltlicher 
Zusammenfassung: 
 
Hinweis, dass sich in dem Plangebiet die Thyssengasfernleitung L 7842 befindet, die mit einem 
Schutzstreifen von beidseitig 2,0 m zu sichern ist. Der Schutzstreifen ist von jeglicher Bebauung freizuhalten 
und darf auch nicht mit Bäumen bepflanzt werden. Größere Bodenauf- und abträge (> 0,20 m) sind ebenfalls 
nicht zulässig. Hinweis zur Beachtung des Merkblattes über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen der Forschungsgemeinschaft für Straßenwesen, Arbeitsausschuss kommunaler 
Straßenbau. Bitte um Darstellung der Leitung gemäß § 9 I 13 BauGB. 
 

Beschluss: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Leitungstrasse wird in dem Bebauungsplanentwurf mit Leitungsrecht gemäß § 9 I 21 BauGB 
gesichert. Da es sich um die Führung der Trasse auf privater Grundstücksfläche handelt, wird von 
einer bloß nachrichtlichen Darstellung der Versorgungsleitung gemäß § 9 I 13 BauGB abgesehen. 
 
 
 

Stellungnahme der DB Services Immobilien GmbH mit Schreiben vom 31.08.2009 in 
inhaltlicher Zusammenfassung: 
 
Keine grundsätzlichen Bedenken. 
Hinweis, dass die Belange der DB AG durch den geplanten Hallenbau und die Lärmschutzwand berührt 
werden. Gefahren für den Eisenbahnbetrieb sind auszuschließen. Bei baulichen Veränderungen an der DB 
Grenze ist die DB AG mittels detaillierter Bauantragsunterlagen gesondert zu beteiligen. Ebenso sind 
Anpflanzungen mit der DB AG / DB Netz AG abzustimmen. 
Hinweis, dass eine anderweitige Nutzung der für Bahnzwecke gewidmeten Fläche erst nach dem Rückbau 
der vorhandenen Eisenbahninfrastruktur sowie nach Freistellung durch das Eisenbahnbundesamt erfolgen 
kann. 
 

Beschluss: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die DB AG wird im BImSchG-Genehmigungsverfahren als unmittelbar betroffener Nachbar weiter 
beteiligt werden. 
Die Zulässigkeit bahnfremder Nutzungen auf dem privilegierten Bahngelände im Norden des 
Änderungsgebietes setzt die Aufhebung der bahnrechtlichen Zweckbestimmung durch einen 
ausdrücklichen und eindeutigen Hoheitsakt voraus.  
Erst mit Abschluss des Entwidmungsverfahrens / der Entprivilegierung ist die Möglichkeit gegeben, 
den aus dem Flächennutzungsplan zu entwickelnden Bebauungsplan in Kraft zu setzen. 
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Aus diesem Grund erfolgt bereits im Bebauungsplanentwurf eine bedingte und befristete 
Festsetzung gemäß § 9 II BauGB (Baurecht auf Zeit) in dem Bebauungsplan Nr. 108 
„Betriebsentwicklung Warnecke“. 
 
 
 

Stellungnahme des Eisenbahn-Bundesamtes vom 25.08.2009 in inhaltlicher 
Zusammenfassung: 
 
Hinweis, dass der Teil des ehemaligen Güterbahnhofes als Eisenbahnbetriebsanlage gewidmet und somit 
der Planungshoheit der Gemeinde entzogen ist. 
Es ist ein förmliches Freistellungsverfahren nach § 23 Allg. Eisenbahngesetz zwingend erforderlich. Der 
Antrag ist formlos unter Angabe der aktuellen Katasterbezeichnungen einzureichen. Bis zur Entscheidung 
über die Freistellung werden erhebliche Bedenken gegen die Planung erhoben. 
 

Beschluss: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Umsetzung der Planinhalte bzw. die Ausnutzung der festgesetzten Art der baulichen Nutzung 
(über das heute bereits bauordnungsrechtlich genehmigte Maß hinaus) ist an die Voraussetzung 
gekoppelt, dass die Entwidmung des mit der Bauleitplanung überplanten Bahngeländes erfolgt ist. 
Ohne die Umsetzung dieser Bedingung sind die Inhalte des Bebauungsplanes nicht zu vollziehen. 
Aus diesem Grund wird ein Baurecht auf Zeit festgesetzt, so dass die beabsichtigte, festgesetzte 
Nutzung in dem Bebauungsplan erst mit Eintritt / Erfüllung der o. g. Bedingungen zulässig wird. 
Die Zulässigkeit bahnfremder Nutzungen auf dem privilegierten Bahngelände im Norden des 
Plangebietes setzt die Aufhebung der bahnrechtlichen Zweckbestimmung durch einen 
ausdrücklichen und eindeutigen Hoheitsakt voraus.  
 
Erst mit Abschluss des Entwidmungsverfahrens / der Entprivilegierung ist die Möglichkeit gegeben, 
den Bebauungsplan in Kraft zu setzen. 
 
Aus diesem Grund erfolgt eine bedingte und befristete Festsetzung gemäß § 9 (2) BauGB: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes erfasst in einem Teilbereich eine noch 
planfestgestellte Bahnfläche. Für die noch planfestgestellte Fläche sind Industriegebiet (GI) sowie 
Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt, deren 
Zulässigkeit unter der aufschiebenden Bedingung der Freistellung der Fläche von 
Bahnbetriebszwecken gemäß § 23 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) steht. 
Der Bedingungseintritt muss bis zum 31.12.2010 erfolgen. 
Die festgesetzten Nutzungen werden somit erst nach Errichtung der in dem Plangebiet 
festgesetzten Immissionsschutzmaßnahmen gemäß § 9 (1) 24 BauGB sowie zudem in dem 
gekennzeichneten Teilbereich erst am Tag nach Bestandskraft des Freistellungsbescheides 
gemäß § 23 AEG zulässig. 
Bis zur Erfüllung der Zulässigkeitsvoraussetzung sind ausschließlich die heute bereits 
genehmigten Nutzungen zulässig. 
Die noch planfestgestellte Bahnfläche ist zudem noch anlagenbehaftet, d. h. auf ihr befinden sich 
noch Betriebsanlagen der Bahn, die beseitigt werden müssen. Die Kosten hierfür werden von 
demjenigen finanziert, der das im Bebauungsplan festgesetzte Baurecht verwirklichen möchte. 
Dieser kann die Finanzierung jedoch nur dann übernehmen, wenn er Planungssicherheit mittels 
eines in Kraft getretenen Bebauungsplanes erhält. Nur aufgrund eines gesicherten 
Planungsrechtes ist die Herstellung der Freistellungsvoraussetzung für die noch planfestgestellte 
Bahnfläche und damit eine städtebauliche Entwicklung erst möglich. 
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Stellungnahme der Bezirksregierung Münster – Bezirksplanungsbehörde vom 07.09.2009 in 
inhaltlicher Zusammenfassung: 
 
Hinweis, dass eine Umwandlung von Bahnfläche in gewerbliche Baufläche entsprechend der 
Planungsdarstellung zur Änderung des Flächennutzungsplanes nur dann erfolgen kann, wenn die 
uneingeschränkte Nutzung des Schienenverkehrs möglich bleibt. Die entsprechenden Aufgabenträger sind 
daher im Verfahren zu beteiligen (Deutsche Bahn AG, Zweckverband Schienenpersonennahverkehr 
Münsterland). Wenn von dort keine Einwände kommen wird der Änderung des Flächennutzungsplanes auf 
der Grundlage des § 32 LPlG zugestimmt werden. 
 

Beschluss: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
(Siehe Beschluss zu DB Services Immobilien GmbH und Eisenbahn-Bundesamt.) 
 
 
 

Stellungnahme des Kreises Warendorf – Untere Wasserbehörde vom 16.09.2009: 
 
Unter Berücksichtigung der Ausführungen in Ihrer Rundverfügung vom 19.03.1997, Az.: 635.0.015, 
bestehen keine Bedenken gegen die Planung. Es ist sicherzustellen, dass mit der Fertigstellung und 
Inbetriebnahme von Bebauung auch die erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen nach den 
zugestimmten Plänen (Kanalisationsentwurf gem. § 58 Abs. 1 des Landeswassergesetzes) funktionsfähig 
erstellt sind.  
 
(Zur Änderung des Flächennutzungsplanes) 
Umfang und Detaillierungsgrad des Umweltberichtes bedürfen keiner Ergänzung. 
Der Planung wird inhaltlich zugestimmt. 
 

Beschluss: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und findet bei der Planung der Ver- und Entsorgung für 
das Gebiet Berücksichtigung. 
 
 
 

Stellungnahme des Kreises Warendorf – Untere Bodenschutzbehörde vom 16.09.2009: 
 
Im Plangebiet befinden sich sechs Flächen, die als Altstandorte im hier geführten Verzeichnis über 
Altablagerungen, Altstandorte und schädliche Bodenveränderungen erfasst sind. Bei fünf davon handelt es 
sich um Flächen aus einer Altlastenerfassung der DB AG. Für alle sechs lag bislang noch keine 
abschließende bodenschutzrechtliche Bewertung vor. Vor dem Hintergrund der aktuellen Planungen wurden 
die Daten für diese sechs Flächen aufbereitet. In die Bewertung wurden auch zwei Gutachten aus den 
Jahren 1999 und 2007 einbezogen, die mir erst jetzt im Zuge der Sachbearbeitung bekannt geworden sind. 
Als ein Ergebnis der Bearbeitung wurden die bisherigen Einzeldarstellungen für die fünf Altstandorte aus der 
Erfassung der DB AG aufgehoben. Stattdessen wurde eine neue Fläche mit der Nr. 61213 gebildet, bei der 
sowohl die Daten der fünf Einzelflächen als auch die Ergebnisse aus den o. g. Gutachten berücksichtigt 
wurden. Ich bitte Sie, diese Darstellung / Kennzeichnung im weiteren Planverfahren als "Flächen, deren 
Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind" zu übernehmen. Die Kopie eines 
Kartenauszuges mit der neuen Katasterfläche ist als Anlage beigefügt. 
Bei der sechsten Verzeichnisfläche handelt es sich um das langjährige Betriebsgelände der Firma Warnecke 
(Key-Nr. 50240). Nach den vorliegenden Informationen wurde und wird das Gelände ausschließlich durch 
die Firma Warnecke genutzt. Die Firma ist somit als laufender Betrieb einzustufen, dessen Überwachung auf 
der Basis geltender gesetzlicher Bestimmungen erfolgt. Eine Altlastenbewertung ist deshalb nicht 
erforderlich. Die Fläche wurde aus dem Verzeichnis gestrichen. 
Den Text im Kapitel "Kennzeichnung von Flächen" des Begründungsentwurfes bitte ich zu aktualisieren und 
rege hierzu folgende Formulierung an: 
"Innerhalb des Plangebietes befinden sich im Bereich des ehemaligen Güterbahnhofs auf Grund der 
langjährigen gewerblichen Nutzung Bodenverunreinigungen. Die betroffenen Grundstücke sind in den 
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Planunterlagen gekennzeichnet. Zukünftige Bauarbeiten für die Umgestaltung des Betriebes und den 
Neubau von Betriebsgebäuden werden deshalb durch einen im Altlastenbereich erfahrenen Gutachter 
überwacht. Bei Erdarbeiten erfasste Bodenverunreinigungen werden nach abfallrechtlichen Vorschriften 
entsorgt. Alle Maßnahmen zum Umgang mit Verunreinigungen werden vorab mit dem Kreis Warendorf als 
zuständige Untere Bodenschutz- und Untere Abfallwirtschaftsbehörde abgestimmt.“ 
Ich bitte Sie, die vg. Aussagen auch in den textlichen Festsetzungen zu berücksichtigen. 
 
(Zur Änderung des Flächennutzungsplanes) 
Nahezu der gesamte Änderungsbereich wurde nachrichtlich als Altstandort im Kataster über Altlasten und 
altlastverdächtige Flächen erfasst. Einzelheiten zur Behandlung der Altlastenthematik werden im Verfahren 
zum Bebauungsplan Nr. 108 "Betriebsentwicklung Warnecke" geregelt. 
 

Beschluss: 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Der Anregung wird gefolgt. Die Formulierung wird in die Begründung und in „Sonstige 
Darstellungen und Hinweise zum Planinhalt“ in dem Bebauungsplanentwurf aufgenommen. 
 
 
 

Stellungnahme des Kreises Warendorf – Immissionsschutz vom 16.09.2009: 
 
Zu der o. a. Bauleitplanung werden aus Sicht des Immissionsschutzes folgende Anregungen vorgetragen: 
a) 
In den textlichen Festsetzungen werden unter Art der baulichen Nutzung die gem. § 9 (3) Ziffer 1 BauNVO 
ausnahmsweise zulässigen Betriebswohnungen generell ausgeschlossen. Vom Grundsatz her wird diese 
Vorgehensweise von hier aus begrüßt. Sofern der planungsrechtliche Wille besteht die vorhandenen 
Wohnungen innerhalb des Plangebietes im Bestand abzusichern, rege ich an eine entsprechende 
Festsetzung aufzunehmen. 
Im Rahmen der Planung wurde eine Schalltechnische Untersuchung (ADU cologne, März 2009) 
durchgeführt. Dabei wurde die vorhandene Wohnnutzung innerhalb des Plangebietes nicht als Immissionsort 
aufgenommen. Daher gehe ich davon aus, dass es sich um betriebsbezogenes Wohnen im Sinne des § 8 
(3) Nr.1 BauNVO handelt, die entsprechend über Bauschein an den Betrieb Warnecke GmbH gebunden ist. 
 
b) 
Im Begründungstext wird als Ziel und Zweck der Planung die Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Realisierung eines Standortverbesserungskonzeptes des dort ansässigen Schrott 
verarbeitenden Betriebes angegeben. In der Regel bietet sich für vergleichbare Situationen hier ein 
vorhabenbezogener Bebauungsplan an. 
Hier wurde hingegen eine Positivfestsetzung eines bestimmten Betriebstypes über die Zulässigkeit nur einer 
lfd. Nr. der Abstandsliste 2007 (lfd. Nr. 72) aus dem Spektrum der 500 m-Klasse gewählt. In diesem 
Zusammenhang verweise ich auf die gängige Rechtsprechung des OVG NW (Urteil v. 16.09.85-Az: 11a 
NE14/85 und v. 13.11.92- 11a D 48/91.NE) wo auf die mit dieser Art der Gliederung verbundenen Gefahren 
hingewiesen wird 
 

Beschluss: 
 
a) 
Der Anregung wird gefolgt. 
Beabsichtigt ist, innerhalb des eingeschränkten Industriegebietes auch eine betriebsgebundene 
Wohnnutzung planungsrechtlich auszuschließen. Hiervon unbenommen sind die heute bereits 
bauordnungsrechtlich genehmigte Wohnnutzung der Fa. Warnecke. Eine weitere Verfestigung / 
Erweiterung einer Wohnnutzung soll aber aufgrund des Emissionsverhaltens des Betriebes in dem 
Gebiet nicht möglich sein. 
Der festgesetzte Ausschluss der Wohnnutzung wird wie folgt ergänzt: 
„Von dem Ausschluss der Wohnungen sind zum Zeitpunkt der Rechtskraft des Bebauungsplanes 
bereits bauordnungsrechtlich genehmigte Wohnungen im Sinne des Bestandsschutzes 
ausgenommen.“ 
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b) 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Bei dem B-Plan handelt es sich um einen sog. projektbezogenen Bebauungsplan, der auch 
außerhalb des § 12 BauGB zulässig, d. h. mit § 1 Abs. 2, 3 BauGB vereinbar sein kann. Im 
Unterschied zu sonstigen Bebauungsplänen stellt ein solcher Bebauungsplan aber nicht nur eine 
Angebotsplanung (für die Allgemeinheit) dar, sondern soll die Grundlage für die baurechtliche 
Zulässigkeit eines konkreten Vorhabens bilden. 
Danach ist z.B. der Kreis der Antragsbefugten im Normenkontrollverfahren gemäß § 47 Abs. 2 
VwGO, wie bei der fachplanungsrechtlichen, angelehnt an die Ausmaße des jeweiligen 
Beurteilungsgebietes nach der TA Luft, TA Lärm oder BImSchG zu bestimmen. Mithin geht der 
Beteiligungsmaßstab über den Rahmen der üblichen Allgemeinheit hinaus und spricht direkt 
Betroffene an. So kann z. B. die Bekanntmachung der Planauslegung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB nur dann ihre Anstoßfunktion erfüllen, wenn auch die Art des Vorhabens bezeichnet 
werde, das legalisiert werden soll. Das ist bislang in dem Planverfahren so erfolgt. 
Hiermit wird auch das Ziel der kommunalen Bauleitplanung deutlich: Die Schaffung der 
dauerhaften bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit für den bestehenden Schrott verarbeitenden 
Betrieb mit Hilfe der gewählten Festsetzungen als Lösung für den Immissionskonflikt. 
 
Die Gemeinde darf einen bestimmten Bauwunsch zum Anlass nehmen, ein diesem günstiges 
Städtebaurecht planerisch zu schaffen (Nds. OVG, Urteil vom 28.10.2004). Dass eine 
Bauleitplanung erst aus Anlass der Förderung eines konkreten Bauvorhabens erfolgt, ist für sich 
genommen noch kein Umstand, der generelle Schlüsse auf die Rechtmäßigkeit oder 
Rechtswidrigkeit der Planung zulässt (VGH Mannheim, Urteil vom 27.07.2001). Öffentliche 
Belange können auch durch einen privaten Investor "angeschoben", d. h. durch dessen 
Bauwünsche begründet werden (Nds. OVG, Beschluss vom 11.07.2003). Die städtebauliche 
Steuerungsfunktion der gemeindlichen Bauleitplanung wird auch durch die Interessen privater 
Investoren beeinflusst, denn die gemeindliche Bauleitplanung vollzieht sich nicht abstrakt im freien 
Raum (OVG Münster, Urteil vom 7.12.2000). 
 
So kann die Gemeinde Bauwünsche, die mit dem bestehenden Baurecht nicht vereinbar sind, zum 
Anlass nehmen, durch ihre Bauleitplanung entsprechende Baurechte zu schaffen. Dies liegt im 
zulässigen Spektrum des planerischen Gestaltungsraums der Gemeinde, so dass bei einer 
positiven Reaktion auf bestimmte Ansiedlungswünsche der darauf bezogenen Planung nicht etwa 
von vornherein die städtebauliche Rechtfertigung fehlt. Entscheidend für die Frage der Beachtung 
der Erfordernisse des § 1 Abs. 3 BauGB ist allein, ob die jeweilige Planung - mag sie von privater 
Seite initiiert worden sein oder nicht - in ihrer konkreten Ausgestaltung darauf ausgerichtet und in 
ihrer konkreten Form der Durchführung dadurch motiviert ist, den betroffenen Raum in der nach 
Maßgabe der gesetzlichen Bindungen, insbesondere des § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauGB, letztlich 
von der Gemeinde selbst zu verantwortenden Weise sinnvoll städtebaulich zu ordnen (OVG 
Münster, Urteil vom 7.12.2000).  
Nicht erforderlich im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB sind nur solche Bauleitpläne, die einer positiven 
Planungskonzeption entbehren und ersichtlich der Förderung von Zielen dienen, für deren 
Verwirklichung die Planungsinstrumente des Baugesetzbuchs nicht bestimmt sind. Davon ist 
beispielsweise auszugehen, wenn eine planerische Festsetzung lediglich dazu dient, private 
Interessen zu befriedigen, oder eine positive städtebauliche Zielsetzung nur vorgeschoben wird 
(BVerwG, Beschluss vom 11.5.1999). Als Rechtfertigung kommen nämlich allein öffentliche 
Belange in Betracht.  
 
Im vorliegenden Fall kann nicht festgestellt werden, dass die vorgenommene Planung 
ausschließlich dazu dient, die privaten Interessen der Fa. Warnecke zu bedienen. Nach den 
Zielvorstellungen soll die Überplanung im Sinne des Standortentwicklungskonzeptes die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung in diesem Bereich sichern. Da eine Auslagerung der Fa. 
Warnecke unter Aufgabe des bisherigen Standorts nicht zu realisieren ist, soll der Betrieb an dem 
gewachsenen Standort gesichert und entwickelt werden – und nur dieser im Sinne des für seine 
Anlagengenehmigung notwendigen eingeschränkten Industriegebietes. Die Planung dient 
insbesondere der Sicherung und Entwicklung von Immissionsschutzmaßnahmen zugunsten der 

http://www.ibr-online.de/IBRNavigator/dokumentanzeige-body.php?HTTP_DocType=Norm&Norm=BauGB%20%C2%A7%2012&SessionID=3f4a0a83d8c7ce9f35e8472f77043f6b&zg=6&_
http://www.ibr-online.de/IBRNavigator/dokumentanzeige-body.php?HTTP_DocType=Norm&Norm=BauGB%20%C2%A7%201&SessionID=3f4a0a83d8c7ce9f35e8472f77043f6b&zg=6&_
http://www.ibr-online.de/IBRNavigator/dokumentanzeige-body.php?HTTP_DocType=Norm&Norm=VwGO%20%C2%A7%2047&SessionID=3f4a0a83d8c7ce9f35e8472f77043f6b&zg=6&_
http://www.ibr-online.de/IBRNavigator/dokumentanzeige-body.php?HTTP_DocType=Norm&Norm=BauGB%20%C2%A7%203&SessionID=3f4a0a83d8c7ce9f35e8472f77043f6b&zg=6&_
http://www.ibr-online.de/IBRNavigator/dokumentanzeige-body.php?HTTP_DocType=Norm&Norm=BauGB%20%C2%A7%201&SessionID=3f4a0a83d8c7ce9f35e8472f77043f6b&zg=6&_
http://www.ibr-online.de/IBRNavigator/dokumentanzeige-body.php?HTTP_DocType=Norm&Norm=BauGB%20%C2%A7%201&SessionID=3f4a0a83d8c7ce9f35e8472f77043f6b&zg=6&_
http://www.ibr-online.de/IBRNavigator/dokumentanzeige-body.php?HTTP_DocType=Norm&Norm=BauGB%20%C2%A7%201&SessionID=3f4a0a83d8c7ce9f35e8472f77043f6b&zg=6&_
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Nachbarschaft, um ein im öffentlichen Interesse stehendes weiteres Nebeneinander von Wohnen 
und Gewerbe (Gemengelage) zu ermöglichen. Durch entsprechende Festsetzungen soll ein 
verträgliches Miteinander der verschiedenen angrenzenden Nutzungen gewährleistet werden. Aus 
diesem Grund wird der gewerbliche Standort Warnecke auch restriktiv auf die Nutzung eines 
schrottverarbeitenden Betriebes im Sinne eines eingeschränkten Industriegebietes - Projekt 
bezogen – reglementiert und die getroffenen Festsetzungen als einzig sinnvolles Vorgehen 
erachtet. 
 
 
 

Stellungnahme des LWL-Amt für Denkmalpflege in Westfalen vom 14.09.2009 (zudem liegt ein 
Schreiben vom 21.09.2009 vor in dem keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen werden s.o.): 
 
Gegen die vorliegende Planung bestehen nach unserem derzeitigen Kenntnisstand keine 
denkmalpflegerischen Bedenken. 
 
Wir regen an, zukünftig in die Begründung bzw. in den Umweltbericht einen Ordnungspunkt „Denkmalschutz 
und Denkmalpflege“ aufzunehmen und dort unter Beteiligung der Unteren Denkmalbehörde alle 
denkmalwerten Objekte zu benennen und im Plan nachrichtlich zu kennzeichnen, die sich im 
Geltungsbereich bzw. in dessen Umfeld befinden und auch dann eine Aussage zu treffen, wenn aus Ihrer 
Sicht denkmalpflegerische Belange nicht berührt zu sein scheinen. Bei Negativanzeigen sollte folgende 
Feststellung getroffen werden: 
Sowohl innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungs- bzw. Flächennutzungsplanes..........als auch in 
seinem Umfeld befinden sich weder Baudenkmäler noch sonstige Denkmäler im Sinne des 
Denkmalschutzgesetzes (DSchG NW) bzw. Objekte, die im Verzeichnis des zu schützenden Kulturgutes der 
Stadt............. von........., ausgestellt vom Westfälischen Amt für Denkmalpflege, enthalten sind. 
Blickbeziehungen und Fernwirkungen von und zu Baudenkmälern sind gesondert zu berücksichtigen und 
entsprechend zu formulieren. 
 

Beschluss: 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
In der Begründung zum Bebauungsplanentwurf wird die Formulierung zum Aspekt des 
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege entsprechend der Anregung vorgenommen. 
Innerhalb der Begründung zum Bebauungsplan ist bereits unter dem Kapitel „Denkmalschutz und 
Denkmalpflege“ folgende Formulierung vorhanden, die den heutigen Kenntnisstand widerspiegelt: 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich nach heutigem Kenntnisstand keine Baudenkmale oder 
denkmalwerte Objekte. Auch Bodendenkmale sind in dem Gebiet nicht bekannt. 
Maßnahmen des Denkmalschutzes oder zur Denkmalpflege innerhalb des Plangebietes sind nicht 
erforderlich. 
Im Bebauungsplan wird ein Hinweis für das Verhalten im Fall von Bodenfunden aufgenommen. 
 
 
 

Stellungnahme des Naturschutzbundes Deutschland (NABU) – Kreisverband Warendorf 
vom 22.09.2009 in inhaltlicher Zusammenfassung: 
 
a) 
Zustimmung der Naturschutzvereine im Kreis Warendorf zu den Verfahren. 
Die geplanten Lärmschutzmaßnahmen im Standortverbesserungskonzept verbessern dauerhaft die 
Immissionssituation in der unmittelbaren Nachbarschaft. Ob die aufgezeigten Maßnahmen zum 
Immissionsschutz ausreichen, wird die Zukunft zeigen. 
 
b) 
In der Begründung wird ausgeführt, dass weder Flora und Fauna in dem Plangebiet existieren, was falsch 
ist. 
Hinweis, dass aus Sicht des NABU nicht ausgeschlossen werden kann, ob in dem Plangebiet nicht einige 
streng geschützte Arten vorkommen 
Vor Abbruch der Bahnanlagen, Gebäude etc. muss untersucht werden, ob nicht doch Fledermäuse dort ihr 
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Quartier haben. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass Fledermäuse an Schnellverkehrstrecken 
Habitate haben. 
Die streng geschützte Art der Zauneidechse ist auf der Südseite im unteren Bereich des Bahndammes 
beobachtet worden. Auch hier ist bei den Abbruch- und Bauarbeiten noch eine Untersuchung vorzunehmen. 
 

Beschluss: 
 
a) 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
b) 
In der Begründung wird ausgeführt, dass zum Zeitpunkt der Erstellung der Begründung keine 
floristischen oder faunistischen Arten bzw. deren Habitate bekannt sind, auf die die Anwendung 
des Artenschutzrechtes zutreffen würde. D.h., dass im Plangebiet keine artenspezifischen 
Biotopstrukturen vorhanden sind bzw. die Auswertung des Informationssystems „Geschützte 
Arten“ des Landesamtes für Natur-, Umwelt- und Verbraucherschutz NRW (LANUV) keine Hinweis 
darauf bietet. 
Nach den Bestimmungen des besonderen Artenschutzes ist im Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) zwischen besonders geschützten Arten und streng geschützten Arten zu 
unterscheiden, wobei Letzteren ein besonders intensiver Schutz zuteil wird. Welche wild lebenden 
Tierarten und wild wachsenden Pflanzenarten einem strengen Artenschutz unterliegen, regeln die 
Bestimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes (§ 10 (2) Nr. 11 BNatSchG) in Verbindung mit der 
Bundesartenschutzverordnung (Anlage 1 Spalte 3 BArtSchV), der EG-Artenschutzverordnung 
(Anhang A der Verordnung EG Nr. 338/97) sowie der FHH-Richtlinie (Anhang IV der Richtlinie 
92/43/EWG).  
Sofern streng geschützte Arten oder deren Lebensräume durch die Maßnahme betroffen sind, ist 
dies im Abwägungsprozess besonders zu berücksichtigen. Nach § 19 (3) BNatSchG ist die 
Zerstörung eines nicht ersetzbaren Biotops streng geschützter Arten als Folge eines Eingriffes nur 
zulässig, wenn der Eingriff aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses 
gerechtfertigt ist. 
Innerhalb des Plangebietes sind nach dem vorliegenden Kenntnisstand keine floristischen oder 
faunistischen Arten bzw. deren Habitate bekannt, auf die die Anwendung der o.g. Aussagen 
zutreffen würde. 
Es sind von den Trägern öffentlicher Belange / Behörden keine Hinweise auf das Vorkommen von 
besonders geschützten Arten und streng geschützten Arten in dem Plangebiet vorgetragen 
worden.  
Zudem sind unter Berücksichtigung der Lebensraumansprüche der potentiellen Tiere und der 
möglichen Auswirkungen der Planung auf lokale Populationen artspezifische 
Vermeidungsmaßnahmen vorzunehmen, die mit der Baumaßnahme bzw. der Bauvorbereitung 
einhergehen können. 
Dabei handelt es sich z.B. um die Rodung der im Plangebiet vorhandenen, nicht zu erhaltenden 
Gehölze außerhalb der Vegetationsperiode. Zudem sollen Gebäude, Anlagen der Bahn ebenfalls 
außerhalb der Vegetationsperiode abgerissen werden. Vor dem Abriss ist eine Untersuchung auf 
ggf. im Winterquartier anwesende Fledermäuse durchzuführen. Werden Fledermäuse im 
Winterquartier tatsächlich gefunden, sind diese durch erfahrene Fachleute für die weitere 
Überwinterung umzusiedeln. Bei fachgerechter Umsetzung dieser Maßnahmen stehen dem 
Vorhaben artenschutzrechtliche Belange nicht entgegen. Gleiches gilt für den Umgang mit einer 
vorhandenen Zauneidechse. 
Unüberwindliche artenschutzrechtliche Hindernisse, die der Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans 
im Hinblick auf die damit ermöglichten baulichen Maßnahmen entgegenstehen könnten sind somit 
nicht erkennbar. 
 
 

 
Weitere Stellungnahmen der übrigen beteiligten benachbarten Gemeinden, Behörden und sonstige 
Träger öffentlicher Belange sind nicht eingegangen. 
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C) Beschluss zur öffentlichen Auslegung 
 
Nachdem über den Bericht über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB und über die frühzeitigen Stellungnahmen der Nachbarkommunen und Behörden sowie 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 2 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 BauGB beraten und beschlossen 
wurde und der nach dem bisherigen Planungsstand vorliegende Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 
108 „Betriebsentwicklung Warnecke““ der Stadt Oelde mit Begründung zur Kenntnis genommen 
wurde, erfolgt folgender 
 
Beschluss: 
 
Gem. § 10 Abs. 7 der Hauptsatzung der Stadt Oelde behält sich der Rat der Stadt Oelde die 
folgende Beschlussfassung vor: 
 
Der Rat der Stadt Oelde beschließt, den gemäß Beratungsergebnis überarbeiteten Entwurf zum 
Bebauungsplan Nr. 108 „Betriebsentwicklung Warnecke“ der Stadt Oelde - einschließlich 
Begründung mit Umweltbericht und Anlagen - gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 4 
ErbschaftsteuerreformG vom 24. Dezember 2008 (BGBl. I S. 3018) öffentlich auszulegen.  
 
Durch diesen Bebauungsplan soll der Bereich des ehemaligen Güterbahnhofs sowie das südlich 
angrenzende Betriebsgelände der Firma Warnecke überplant werden. Damit soll eine geordnete 
Entwicklung des Gewerbebetriebes Warnecke gewährleistet werden.  
 
Der Änderungsbereich liegt südlich der Bahngleise, westlich der Vinckestraße und nördlich der 
Ennigerloher Straße. Im Osten schließen sich weitere gewerbliche Nutzungen an. 
 

Die Abgrenzung des Bebauungsplanes Nr. 108 „Betriebsentwicklung Warnecke““ der Stadt Oelde 
ist auch aus der nachfolgenden Übersichtskarte zu entnehmen [siehe Anlage]. 
 

Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen. 
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